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Unser Freising, die Stadt, in der 
wir leben wollen, sieht anders aus 
als heute. 
Es ist eine Stadt, in der Wohnen 
nicht Luxus, sondern für alle be-
zahlbar ist. Eine Stadt ohne jah-
relange Wartelisten für eine städ-
tische Wohnung. Eine Stadt, die 

Wohnungen baut und nicht immer 
mehr aus der Sozialbindung fallen 
lässt. Stellen wir uns vor, die Zeit 
geht rückwärts. Grauenhaft in vie-
len Bereichen, ohne jeden Zweifel. 
Aber: Das Freising des Jahres 2003 
hatte  1.703 Sozialwohnungen, das 
heutige nur noch noch 739. Das 
Freising des Jahres 2040 wird, 

wenn wir es nicht verhindern, 
noch 220 haben.
Unser Freising braucht kein 
„Vimy-Palais“ und keinen Prinzen-
park, denn Adel – alte Dynastien 
oder Geldadel – sind verzichtbar.
Unverzichtbar sind aber kulturelle 
Angebote für alle. Deswegen erin-

nern wir den Herrn Grafen und die 
Stadt an die Sozialp�icht des Eigen-
tums. Unser Freising stellt diejeni-
gen ins Abseits, die Baudenkmäler 
verfallen lassen. In unserem Frei-
sing steht das „Abseits“ ,von der 
Stadt gekauft, im Mittelpunkt des 
kulturellen Lebens.
Unsere Stadt ist eine soziale Stadt 
und keine „aktive City“. KITA-Ge-
bühren steigen nicht Jahr für Jahr. 
Vorrang für Bus und Bahn statt Au-
towahn. In der Altstadt Fußgänger-
zone statt Parkchaos.
Unser Freising ist klimafreundlich. 
Alle Dächer der städtischen Ge-
bäude tragen Solaranlagen.
Gibt es in unserem Freising den 
Flughafen noch? Immerhin sind die 

idiotischen Kurzstrecken�üge, z. B. 
nach Nürnberg, abgescha�t; Äpfel 
kommen vom Bodensee und nicht 
aus Neuseeland, Schwammerl aus 
dem heimischen Wald und nicht 
aus Südafrika. Dazu braucht man 
kein Flugzeug mehr.

Unser Freising lebt seine Geschich-
te, ohne dunkle Flecken zu vertu-
schen. Aus der Geschichte hat es 
gelernt, jeden Rassismus, auch 
den im „bürgerlichen“ Gewand zu 
ächten. 

Interkulturell und o�en, ökolo-
gisch und sozial: Das ist das Frei-
sing der Freisinger LINKEN. 
Unser Freising.

Dr. Guido Hoyer & 
Nicolas-Pano Graßy

Ausgabe 2020

Unser Freising

„Das Wirtschaftssystem dieser Welt ist 
nicht gut. Der Mensch muss im Zentrum 
des wirtschaftlichen Systems stehen.“

                                              - Papst Franziskus

Unser Freising

Der kleine Reißnagel und

der große Hintern

Rüstungsboom im Landkreis

Inside Amazon

Atomkraft ist kein Klimaretter 

Freisinger Fisch-Skandal

5 Sterne? - Flughafen München

Der Kreishaushalt 2019

Wahlplakate Kreistag/Stadtrat
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Zwei von 40 Stadträt*innen ge-
hören der Freisinger LINKEN an. 
Kann eine so kleine Gruppe über-
haupt etwas bewegen? Die fol-
genden Zeilen zeigen, dass in der 
Freisinger Stadtpolitik der letzten 
Jahre durchaus auch eine LINKE 
Handschrift sichtbar war.
Die versierte Kulturpolitikerin 
Rosemarie Eberhard setzte sich 
in zahlreichen Initiativen für kul-
turelle Vielfalt ein, beispielsweise 
für Jugendkultur und das Afri-
ka-Fest. Aktuell in der Umsetzung 
ist ihr Antrag, den Aufgang zum 
Lindenkeller künstlerisch auszu-
gestalten. 

Die Stadt verp�ichtet sich bei der 
Bewirtschaftung der städtischen 
Grün�ächen auf Glyphosat und 
andere Pestizide. Neben anderen 
Fraktionen hatte sich auch die 
LINKEN-Stadtratsgruppe für diese 
Entscheidung stark gemacht.

Dr. Guido Hoyer wurde vom Stadt-
rat mit dem Amt des  Referenten 
für Migration betraut. Wichtige 
Projekte in diesem Bereich waren 
die Interkulturellen Leitlinien, die 
sich Stadt gab und deren Umset-
zung Schritt für Schritt erfolgt; da-
bei geht es z. B. um die interkultu-
relle Ö�nung der Stadtverwaltung.
Dass eine Friedhofssatzung im 21. 
Jahrhundert einzig das Kreuz als 
Symbol auf dem Grab erlaubt ist 
eigentlich unglaublich. Dennoch 
war es in Freising bis vor kurzem 
so. Bei der Beratung der Satzungs-

Der kleine Reißnagel und 
der große Hintern

änderungen für die städtischen 
Friedhöfe forderte der Migrations-
referent, auch andere Symbole au-
ßer dem christlichen zuzulassen. 
Der Stadtrat folgte dem einstim-
mig. 

Eine welto�ene Stadt muss die 
dunklen Flecken ihrer Geschich-
te aufarbeiten. Dr. Guido Hoyer 
steht, getragen von breiter Zu-
stimmung im Stadtrat und in der 
Stadtgesellschaft, wie wohl kein 
anderer Stadtrat für diese Erinne-
rungskultur. In der vergangenen 
Amtsperiode des Stadtrats wur-
den weitere Stolpersteine, die an 
Opfer der NS-Diktatur erinnern, 
verlegt. Esther Bejarano, die hoch-
betagte jüdische Überlebende des 
Vernichtslagers Auschwitz, wur-
de im Rathaus empfangen und 
sprach im Rathaussaal vor  Ju-
gendlichen. Die Stadt kooperierte 
hier mit der Vereinigung der Ver-
folgten des Naziregimes-Bund der 
Antifaschist*innen, deren Kreis-
vorsitzender Dr. Guido Hoyer ist.
Manche Anträge der Freisinger 
LINKEN gingen seltsame Wege:  
Unser Antrag „Seenotrettung“ for-
derte die Stadt auf, sich der Ini-
tiative anderer deutscher Städte 
anzuschließen und durch die Be-
reitschaft, Ge�üchtete aufzuneh-
men einen Beitrag zu leisten, das 
Sterben im Mittelmeer endlich zu 
stoppen. Im Hauptausschuss des 
Stadtrats wurde der Antrag mit 
allen gegen unsere Stimme abge-
lehnt. Anders im Kreistag, wo wir 

den Antrag ebenfalls eingebracht 
hatten: Hier war nur eine knappe 
Mehrheit dagegen, wobei Grünen- 
und Freisinger Mitte-Rät*innen, 
die in der Stadt dagegen waren, 
im Kreis dafür waren. Anträge, die 
den ÖPNV betre�en, werden in 
der Stadt im Aufsichtsrat der Park-
haus- und Verkehr-GmbH hinter 
verschlossenen Türen beraten, so 
auch unser Antrag, den Altstadt-
bus für die Fahrgäste  kostenfrei 
anzubieten. Erst nachdem Stadtrat 
Dr. Guido Hoyer nachgefragt hatte, 
wurde bekannt gegeben, dass der 
Antrag schon vor Monaten abge-
lehnt worden war. Transparenz 
sieht anders aus. Wirkungslos war 
unser Antrag nicht. Die Freisinger 
Mitte beantragte hinterher, die 
Kostenfreiheit für den Altstadtbus 
„zu prüfen“.

Ein Antrag von uns LINKEN, die 
Bushaltestelle am Schwimmbad 
auch am Sonntag zu bedienen, wur-
de im Aufsichtsrat angenommen.
Die Freisinger LINKE setzt sich 
für gute Arbeit für alle Beschäf-
tigten ein. 2015 mussten die Erzie-
her*innen für eine angemessene 
Entlohnung ihrer Arbeit streiken; 
Stadtrat Dr. Guido Hoyer brach-
te folgende Resolution im Stadt-
rat ein, die mit breiter Mehrheit 
angenommen wurde: „Die Stadt 
Freising erkennt an, dass eine Auf-
wertung der Berufe im Sozial- und 
Erziehungsdienst notwendig ist.
Die Stadt Freising erwartet daher 
vom Kommunalen Arbeitgeber-

- ein Rückblick auf die Stadtratsarbeit der Freisinger LINKEN -
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Alle Jahre wieder stellt die Indus-
trie- und Handelskammer (IHK) 
für München und Oberbayern per 
Presseerklärung die Erfolgsbilanz 
ihrer Industriebetriebe im Land-
kreis Freising vor und alljährlich 
werden Umsatzzuwächse im Aus-
land bejubelt. 

Die Exportquote ist 2019 wieder 
angestiegen, die Landkreisunter-
nehmen lieferten „Waren“ im Wert 
von insgesamt 1,4 Milliarden Euro 
ins Ausland.

Man sollte sich allerdings genauer 
anschauen, was sich konkret hin-
ter dem „Exportschlager … Fahr-
zeuge, Maschinen und elektro-
technische Erzeugnisse“ verbirgt. 
Mehr als die Hälfte des genannten 
Gesamtbetrages von 1,4 Milliarden 
Euro bestehen nämlich aus Rüs-
tungsexporten!

Allein die beiden größten Rüs-
tungs�rmen des Landkreises 

verband, dass er im Rahmen der 
Schlichtung ein Angebot unterbrei-
tet, das dem Rechnung trägt und so 
eine zügige Einigung ermöglicht.
Die Stadt Freising beauftragt 
Herrn Oberbürgermeister Tobi-
as Eschenbacher, dies dem Herrn 
Personalreferenten der LH Mün-
chen als Verhandlungsführer der 
bayerischen Arbeitgeber, zugleich 
Bundesvertreter, zum Ausdruck zu 
bringen.“ 
Nicht mehrheitsfähig und vom An-
tragsteller zurückgezogen war der 
Passus: „Die Stadt Freising missbil-
ligt, dass der Arbeitgeberverband 
bis zur 5. Verhandlungsrunde kei-
nerlei Angebot vorgelegt hatte.“
Die Pläne der Lufthansa AG, ihre 
Catering-Firma LSG (Lufthan-
sa-Service-Gesellschaft) zu verkau-
fen, wurden im Juni 2019 von Dr. 
Guido Hoyer im Hauptausschuss 
zum Thema gemacht. Wenn die 
LSG abgestoßen wird, drohen 1.400 
Mitarbeiter*innen am Flughafen 
„Franz-Josef-Strauß“ schlechtere 
Arbeitsbedingungen, Billigjobs 
oder Leiharbeit, vielleicht sogar 
Arbeitslosigkeit.  Die Stadträt*in-
nen aller Fraktionen  teilten die 
Meinung der Freisinger LINKEN 
und OB Eschenbacher versprach, 
die Kritik am Verkauf gegenüber 
der Lufthansa vorzubringen.

Eine gute Zusammenarbeit der 
Spitzen der Verwaltung mit dem 
Personalrat,der gewählten Interes-
sensvertretung der Beschäftigten, 
scheint im Freisinger Rathaus lei-
der nicht selbstverständlich; die 
Presse berichtete über Klagen von 
Beschäftigten über Mobbing und 
hohe Arbeitsbelastung. 
Die Stadtratsgruppe der Freisinger 
LINKEN suchte deshalb den Dialog 
mit dem Personalrat. Unser An-
trag, die Arbeit des Personalrats 
durch eine*n Verwaltungangestel-

le*n  zu unterstützen, wurde ange-
nommen. 
Schwerer tut sich die Stadtverwal-
tung mit dem Antrag der LINKEN, 
einen regelmässigen, detaillierten 
Bericht über die Personalsituati-
on im Rathaus zu verö�entlichen, 
damit auf Basis von Fakten statt 
von Gerüchten diskutiert werden 
kann. Immerhin wurde ein Kom-
promiss beschlossen. 

Im neuen Stadtrat wird die Debat-
te über die Personalsituation, auch 
z. B. über die bessere Bezahlung 
der Mitarbeiter*innen in unteren 

Im Landkreis boomt 
das Rüstungsgeschäft

tragen knapp 60 Prozent zu den 
Gesamtumsätzen bei. Die Eurojet 
Turbo GmbH in Hallbergmoos, 
die vor allem Antriebssysteme für 
den Euro�ghter baut, erzielte 2017 
einen Umsatz von 433 Millionen 
Euro. Die Panavia Aircraft GmbH, 
ebenfalls aus Hallbergmoos, hat 
die Verantwortung für die Torna-
do-Kamp�ugzeuge und erreichte 
2017 einen Umsatz von 424 Milli-
onen Euro.

Im Landkreis Freising werden also 
weiterhin Hunderte von Millionen 
Euro Umsätze im Geschäft mit dem 
Tod gemacht. Dies sollte man wis-
sen, auch wenn die Unternehmen 
der Rüstungsindustrie wenig Wert 
auf ö�entliche Aufmerksamkeit 
legen. Sie betreiben ihre Geschäfte 
lieber im Dunkeln.

Albert Schindlbeck

 

Lohngruppen, von uns fortgeführt 
werden. 
Auch deshalb lohnt es sich, die 
Freisinger LINKE wieder zu wäh-
len. 

Denn die Arbeit der LINKEN im 
Stadtrat gleicht der Geschichte 
vom kleinen Reißnagel, der einen 
großen Hintern bewegen kann.

Dr. Guido Hoyer 
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Inside Amazon 
- Ein Besuchsbericht aus Moosburg -

An einem sehr frühen Mittwoch-
morgen war der Moosburger Stadt-
rat im neuen Amazon Verteilerzen-
trum am Degernpoint eingeladen 
- eine Gelegenheit, mal hinter die 
Fassade zu blicken. Eine Präsen-
tation, die natürlich Amazon und 
seine Dienstleistungen über alles 
lobt, lieferte für Manche neue In-
formationen zu Amazons breiten 
Geschäftsfeldern, z.B. Amazon 
Web Services, das führende Unter-
nehmen im Cloud Computing und 
Anbieter rassistischer Gesichtser-
kennung, welche von den US-Be-
hörden genutzt wird. Das Ziel sei 
es, das „kundenorientierteste Un-
ternehmen“ zu werden und die 
meisten Dienstleistungen zu bie-
ten - die Frage auf wessen Kosten 
blieb o�en. Das Verteilzentrum 
und eine eigene Logistikabteilung/
Auslieferung  führe zu noch mehr 
E�zienzsteigerung, dass man so 
auch zusätzlich den Preis drücken 
kann, sollte klar sein.  

Die Pakete werden vom Logistik-
zentrum grob vorsortiert und die  
Nacht hindurch mit LKWs zum 
Verteilzentrum Moosburg angelie-
fert. Dort werden sie in Trageta-
schen á 10 Pakete und nach Route 
einsortiert. 
Mit einem Bildschirm am Hand-
gelenk und einem Scanner in der 
Hand wuselten in etwa 20 Arbei-
ter durch die Halle. In Zukunft soll 
jedoch nicht mehr auf Zahlen und 
Buchstaben als Einsortierungs-
hilfe gesetzt werden, sondern ein 
LED-Band und die richtige Tasche 
fängt an zu leuchten, wenn man 

das Paket scannt. Manche Mitar-
beiter haben Probleme mit dem Le-
sen und Schreiben, aber man sollte 
auch bei Amazon arbeiten können, 
auch  wenn man dies nicht beherr-
sche, so eine Aussage des Leiters. 
Wie man dann seinen Vertrag ver-
stehen und unterschreiben soll, 
sei dahingestellt.  Zumal man nicht 
tarifgebunden ist, sondern auf Ein-
zelverträge setzt. Ein Mindestlohn 
von über 12 € wurde in der Präsen-
tation zugesichert.

Nachdem die Pakete in die Sprin-
ter verladen werden, errechnet ein 
Algorithmus die beste Route für 
den Fahrer. Er basiert auf der „Er-
folgsrate“ des Fahrers und Wahr-
scheinlichkeit der Zustellung. 
Amazon bezeichnet das als sehr 
e�zient, führt es doch zur Kontrol-
le und Überwachung, und damit 
zum „gläsernen Mitarbeiter“.  Der 
Arbeitgeber weiß genau, wann das 
Paket abgegeben wurde und wie 
lang der  Zusteller dafür braucht. 
Er weiß auch, wann der einzelne 
Kunde am ehesten anzutre�en ist. 
Auf Nachfrage meinerseits wurde 
zugegeben, dass diese Daten auch 
anderweitig  Verwendung �nden. 
Die Frage ist, wann die Beschäftig-
ten dieser Datenverwendung zuge-
stimmt haben und wo die Transpa-
renz bleibt.

Die meisten Mitarbeiter kommen 
aus Ungarn, Bulgarien und Rumä-
nien. Auch einige Nord- und Ostaf-
rikaner konnte ich bei der Arbeit 
sehen. Interessant ist ebenfalls, 
dass die Beschilderungen und Ta-

feln zu 80% auf Englisch waren. 
Skandalös ist, dass der Betrieb 
Ende Oktober aufgenommen wur-
de, obwohl das Parkhaus für die 
über 280 Fahrzeuge erst Ende 
Februar 2020 fertiggestellt wird. 
Nur etwa 50 der über 150 Fahrer 
sind bei Amazon angestellt, der 
Rest wird über Subunternehmer 
abgewickelt. Diese müssen einen 
Stellplatz in der Stadt nachweisen, 
man sieht es am zugeparkten Vieh-
marktplatz und in Degernpoint.

Aktuell ist das Verteilzentrum nur 
zu einem Drittel ausgelastet, etwa 
30.000 Pakete werden von dort 
täglich ausgeliefert, 90.000 sind 
das Maximum laut dem Betriebs-
leiter.
Wie die Zukunft für die Beschäf-
tigten bei Amazon aussieht, kann 
man sich aufgrund der bereits seit 
Jahren immer wieder auftretenden 
Warnstreiks vorstellen:  Prekäre 
Arbeitsverhältnisse führen direkt 
in die Altersarmut! Seit vielen 
Jahren kämpfen die Beschäftigten 
bundesweit für bessere Arbeitsbe-
dingungen bei dem Versandhan-
delsgiganten.
Wie die Zukunft der Stadt Moos-
burg aussieht, kann man sich 
ebenfalls vorstellen: das Verkehr-
saufkommen wird immens anstei-
gen aufgrund der LKWs, die die 
ganze Nacht hindurch Waren an-
liefern und der Sprinter, die die 
Waren ausfahren; an sechs Tagen 
in der Woche – rund um die Uhr.

Stefan John
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Atomkraft 
ist kein Klimaretter

Tschernobyl und Fukushima ha-
ben der bis dahin boomenden „zi-
vilen“ Atomkraft herbe Dämpfer 
erteilt. Doch seitdem die steigende 
Konzentration von Treibhausgasen 
in der Atmosphäre zu einem deut-
lichen Anstieg der Durchschnitt-
stemperaturen führt, begleitet von 
zunehmenden Wetterextremen 
wie Stürmen, Überschwemmun-
gen und Dürreperioden, versucht 
die Atomlobby, Nuklearstrom als 
Klimaretter anzupreisen. Denn 
Atomkraftwerke (AKW) stoßen 
kein CO2 aus. Betrachtet man 
aber die gesamte Prozesskette, 
vom Uranabbau über die energi-
eintensive Uran-Anreicherung, die 
Brennelementherstellung, den Bau 
und Rückbau der AKW bis hin zur 
Endlagerung, zeigt sich, dass die 
Atomstromproduktion keineswegs 
CO2-frei ist.

Atomenergie führt ein 
Nischendasein

Der nukleare Anteil am gesamten 
Energieverbrauch beträgt heu-
te weniger als zwei Prozent. An 
der globalen Stromerzeugung hat 
Atomstrom einen Anteil von etwa 
zehn Prozent, die Erneuerbaren 
Energien kommen dagegen schon 
auf mehr als 25 Prozent.
Als Folge der Tschernobyl-Katas-
trophe in 1986 gab es 1990 erst-
mals mehr stillgelegte AKW als 
neue, die ans Netz gingen. Im Jahr 
2005 war mit 441 Reaktoren der 
Höchststand erreicht. Ende 2018 
waren laut Internationaler Atome-
nergie-Agentur (IAEA) 450 Meiler 

in Betrieb, allerdings eingerechnet 
die 28 japanischen AKW, die nach 
dem Unfall von Fukushima 2011 
abgeschaltet und nicht wieder 
hochgefahren wurden. Tatsäch-
lich waren also nur 422 AKW am 
Netz. Trotz Neubauten wurde der 
Höchststand von 2005 nicht mehr 
erreicht.

Die Atomkraftwerke sind zudem 
stark überaltert: Etwa zwei Drittel 
laufen seit über 30 Jahren (das war 
die ursprünglich geplante Betrieb-
szeit der ersten Reaktor-Generati-
on), 20 Prozent sogar mehr als 40 
Jahre. Jünger als zehn Jahre sind 
gerade einmal 12 Prozent. Ende 
2018 waren 52 Blöcke im Bau, 
vier davon seit mehr als 30 Jahren. 
Bauruinen, Fertigstellung unwahr-
scheinlich, da die Sicherheitsanfor-
derungen seit Fukushima deutlich 
erhöht wurden. Deshalb können 
sie mit den immer günstiger wer-
denden Erneuerbaren Energien 
nicht mehr konkurrieren.

Ohne Förderung am Ende

Der angeblich weltweite Bau-
boom �ndet in wenigen Ländern 
statt: allen voran in China, gefolgt 
von Indien und Russland. In ganz 
Westeuropa werden derzeit drei 
AKW der sogenannten „dritten 
Generation“ gebaut, Europäische 
Druckwasserreaktoren (EPR), die 
als inhärent sicher angepriesen 
werden. Ein 100 Prozent sicheres 
Atomkraftwerk wird es aber nicht 
geben.
Je ein EPR wird in Finnland, Frank-

reich und seit kurzem auch in 
Großbritannien errichtet, es soll-
ten Prestigeobjekte für ein Wieder-
beleben der Atomkraft werden. Bei 
allen dreien sind Zeit- und Kosten-
rahmen weit überschritten, zum 
Teil durch Schlampereien beim 
Bau, zum Teil auch aufgrund nach-
träglich verschärfter Sicherheits-
bestimmungen. Investoren sind 
zurückhaltend, weil Neubauten 
extrem teuer sind und der Betrieb 
ohne staatlicher Subventionen un-
wirtschaftlich ist. Auch wenn der 
harte Kern der Atomlobby nicht 
aufgibt: Selbst unsere AKW-Betrei-
ber wie E.ON oder RWE haben mit 
der Atomkraft abgeschlossen: Neu-
bauten sind nicht mehr wirtschaft-
lich.

Einsparpotenzial zu gering

Nimmt man als durchschnittli-
che Laufzeit eines AKW 40 Jahre 
an, dann müssten innerhalb der 
nächsten 15 Jahre mehr als 70 Pro-
zent aller Anlagen stillgelegt wer-
den. Allein um den Status Quo auf-
recht zu erhalten, bräuchte es in 
den kommenden 15 Jahren mehr 
als 300 neue Meiler – völlig illu-
sorisch, wenn man bedenkt, dass 
von der Ankündigung eines AKW 
bis zur Stromeinspeisung mindes-
tens 15 Jahre vergehen. Der Bau 
der 300 neuen AKW müsste also 
unverzüglich beginnen. Dass auf 
die Schnelle entsprechende Bau-
gebiete gefunden werden und die 
Anwohner das ohne Widerstand 
hinnehmen würden, ist ein unvor-
stellbares Szenario. Doch selbst 
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wenn dies stattfände: Für die Kli-
marettung brächte dies gar nichts. 
Es würde nur Zeit und Geld ver-
geudet, die wirksamer in Erneuer-
bare Energien investiert werden 
können.
Um nicht nur den Status Quo zu er-
halten, sondern die Atomkraft nen-
nenswert auszuweiten, müssten 
sehr viel mehr neue AKW gebaut 
werden. Sollten nur zehn Prozent 
der weltweiten Kohle-Strompro-
duktion durch Atomstrom ersetzt 
werden, wären etwa 1000 neue 
AKW nötig, mehr als das doppelte 
des weltweiten Bestandes. Wenn 
man dazu die langen Bauzeiten 
betrachtet, erkennt man, wie uto-
pisch dieses Ansinnen ist. Damit 
die Atomkraft einen bedeutenden 
Beitrag zum Klimaschutz leisten 
könnte, müssten in kurzer Zeit 
mehrere tausend AKW neu gebaut 
werden – ein völlig unrealistisches 
Szenario. Außerdem brauchen 
AKW Kühlwasser, deshalb stehen 
sie an Küsten oder Flüssen. Durch 
den Klimawandel bedingte stei-
gende Meeresspiegel und orkanar-
tige Stürme machen Millionen-In-
vestitionen in Schutzmaßnahmen 
erforderlich. Und in zunehmend 
heißen Sommermonaten müssen 
Atomanlagen vermehrt herunter-
gefahren werden, weil die aufge-
heizten Flüsse keine ausreichende 
Kühlung mehr gewährleisten kön-
nen.
Mit dem Festhalten an der Atome-
nergie wird wertvolle Zeit und Fi-
nanzkraft für nachhaltige Maßnah-
men vergeudet und die dringend 
notwendige Umstrukturierung der 
Energieversorgung blockiert. Ein 
Festhalten an der Atomkraft be-
schleunigt die Klimakatastrophe, 
anstatt sie aufzuhalten.

Auch Uran ist endlich

Ein Ausbau der Atomenergie aus 
Klimaschutzgründen macht auch 
wegen der begrenzten Uranreser-
ven keinen Sinn. Die Uranlager-
stätten gehen zur Neige, in wenigen 
Jahrzehnten ist der Rohsto� ausge-
beutet. Der Abbau verlagert sich 
zunehmend von „Reich-Erz“- auf 
„Arm-Erz“-Vorräte, deren Uranan-
teil weniger als 0,1 Prozent beträgt. 
Der größere Energieaufwand bei 
der Aufbereitung von Arm-Erzen 
würde aber den angeblichen „Kli-
mabonus“ der Atomenergie voll-
ends zunichte machen.

Deshalb preist die Atomlobby nun 
eine „neue“ Reaktorgeneration an, 

die Schnellen Brüter. Sie könn-
ten Plutonium erbrüten, um nicht 
mehr auf den Rohsto� Uran an-
gewiesen zu sein. Erste Versuche 
gab es bereits in den 1970 Jahren, 
die allesamt gescheitert sind. Dazu 
kommt, dass damit der Proliferati-
on, dem Handel und der Weiterver-
breitung von wa�enfähigem Mate-
rial, Tür und Tor geö�net würde. 
Dies ist in so unsicheren Zeiten 
wie heute, wo internationale Ato-
mabkommen gekündigt werden 
und ein atomares Aufrüsten vor al-
lem in politisch instabilen Ländern 
wieder ganz oben auf der Agenda 
steht, nicht zu verantworten.

Christina Hacker

Wir laden Sie ein!

Gerne stellen wir Ihnen unsere Ziele vor, stehen Ihnen Rede und 
Antwort und werden uns Ihre Wünsche und Vorschläge für ein 

besseres Freising anhören.
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Die Regenbogenforelle und die 
Globalisierung

Vor einem Jahr wurde bekannt, 
dass die Behörden im Freisinger 
Landratsamt Ende vergangenen 
Jahres drei Fischzuchtbetriebe an 
der Moosach gesperrt hatten, da 
sowohl der Fluss als auch darin ge-
züchtete Fische mit Malachitgrün 
belastet waren. Malachitgrün ist 
eine Chemikalie, mit der  Pilzer-
krankungen bei Fischen behandelt 
werden können. Bei Speise�schen 
ist der Einsatz dieser Substanz ver-
boten, da sie im Verdacht steht, 
Krebs erregend zu sein. Die Belas-
tung der Moosach-Sedimente mit 
diesem Gift nimmt mittlerweile 
ab, allerdings sehr langsam. Die 
Staatsanwaltschaft hatte Anfang 
des Jahres Ermittlungen aufge-
nommen, inzwischen wurde ein Fi-
schzüchter, der Malachitgrün ver-
wendet hatte, zu einer Geldstrafe 
von 8450 Euro verurteilt.

Interessanter als die Frage nach 
den strafrechtlichen Konsequen-
zen für die verantwortlichen Fi-
schzüchter ist allerdings die Frage, 

warum solche Skandale in den 
vergangenen Jahren zugenommen 
haben.  

Tatsache ist, dass in den Fisch-
züchtereien in den letzten Jahren 
immer häu�ger Pilzerkrankungen 
auftreten und gegen diese ist Ma-
lachitgrün ein illegales, aber pro-
bates Mittel. Durch die verhäng-
nisvolle Landwirtschaftspolitik 
der letzten Jahrzehnte verfallen 
auch in der Fischzucht die Preise. 
Die Züchter haben immer mehr 
den Zwang zur Massentierhaltung, 
die Produktionsraten müssen per-
manent steigen, man muss immer 
mehr erzeugen, um überleben zu 
können.
Diese verhängnisvolle Entwick-
lung zeigt sich beispielhaft bei der 
Regenbogenforelle: Wir haben in 
Bayern nur noch 20 (!) Fließgewäs-
ser, wo die Regenbogenforelle ihre 
Eier auf natürliche Art im Fluss ab-
legt. Die Eier (bzw. die Laich) wer-
den deshalb aus der ganzen Welt 
importiert, vor allem aus Indien 

und Ostasien. Dies erhöht natür-
lich das Risiko, unbekannte Viren 
und Bakterien einzuschleppen. 
Deshalb steigen die Krankheiten 
in den Fischzüchtereien an. Da 
kommt natürlich der eine oder an-
dere Züchter in Versuchung, Che-
mikalien wie Malachitgrün einzu-
setzen.
Der kritische Verbraucher weiß 
mittlerweile um die Missstände 
in der konventionellen Landwirt-
schaft, die Auswirkungen der Mas-
sentierhaltung sind bekannt. Dass 
diese Fehlentwicklungen nicht nur 
in der Hühnerzucht oder bei der 
Rinder- und Schweinemast zu se-
hen sind, sondern wie in Freising 
auch bei der Fischzucht, kann ei-
gentlich niemand überraschen. 
Die Zeche bezahlt wie immer der 
kleine Bauer oder Fischzüchter, 
den großen Reibach machen die 
internationalen Lebensmittelkon-
zerne.

Albert Schindlbeck

- Der Freisinger Fisch-Skandal und seine Ursachen -
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5 Sterne?

Der Flughafen München ist der 
zweitgrößte Flughafen Deutsch-
lands. Mehrere Firmen mit Tausen-
den von Menschen arbeiten tagtäg-
lich an diesem Ort. Hochmodern! 
Doch um dessen Kapazität weiter 
zu erhöhen, wird er weiter ausge-
baut. Für den Flughafenbetreiber 
ist das eine gute Sache: Mehr Air-
lines = Mehr Einnahmen. Auch die 
dritte Startbahn ist noch nicht vom 
Tisch.

Wie sieht die ganze Sache aber für 
die Beschäftigten aus und was für 
Folgen hat das für sie?

Hinter der schönen Fassade 
buhlen die unterschiedlichsten 
Firmen um die Kunden. Jeder 
will den bestmöglichen Service 
anbieten – möglichst zum kleins-
ten Preis. Die Airlines springen 
natürlich dankend auf diesen Zug 
auf, um den besten Preis für sich 
herauszuschlagen. Besonders auf-
fällig ist das bei den Billig-Airlines. 
Während die Geschäftsführungen 
sich untereinander ausstechen, 
müssen die Arbeitnehmer die da-
raus entstehenden Konsequenzen 
tragen. An den Löhnen scheitert 
es meist nicht, da es so gut wie in 
jeder Firma von ver.di ausgehan-
delte Tarifverträge gibt. Soweit so 
gut. Den Firmen allerdings gefällt 
das gar nicht. Also versuchen sie, 
die Betriebskosten so niedrig wie 
möglich zu halten, um so ein Ma-
ximum an Gewinn zu erzielen. 
Daraus folgt, dass fast jede Firma 
stark unterbesetzt ist. Es werden 
nur so viele Angestellte für einen 

Arbeitstag eingeplant, wie gerade 
so benötigt werden. Krankheitsbe-
dingte Ausfälle müssen durch die 
Anwesenden aufgefangen werden. 
Für die Beschäftigten folgt daraus 
enormer Stress und Druck. Hohe 
Flugzahlen durch den stetig wach-
senden Flughafen und der enorme 
Zeitdruck durch die feste Boden-
zeit (Standzeit) einer Maschine ha-
ben zur Folge, dass es regelmäßig 
zu Arbeitsunfällen kommt. Körper-
liche und psychische Schäden bei 
den Beschäftigten sind weit ver-
breitet.

Dass die Unternehmen unterbe-
setzt sind, ist eine Masche um 
maximalen Pro�t zu erzielen. Mit 
einem einfachen Trick halten sie 
die Mitarbeiterzahl niedrig und 
umgehen gleichzeitig die Tarifver-
träge und Betriebsräte: Sie setzen 
die Probezeit bewusst zu ihren 
Gunsten ein. Die Personalakquise 
und -einstellung beginnt meist im 
Frühjahr. Jeder neue Mitarbeiter 
bekommt eine Probezeit von sechs 
Monaten. Diese reicht exakt aus, 
um den Sommer�ugplan - also 
dann, wenn das größte Flugauf-
kommen im Jahr ist – abzudecken. 
Nach Ablauf der sechs Monate 
werden dann diese Beschäftigten 
grund- und fristlos entlassen. Die-
ser Vorgang wiederholt sich Jahr 
um Jahr.

Diese Methode ist aus zwei Grün-
den „praktisch“: Erstens können 
Mitarbeiter, die sich in der Probe-
zeit be�nden, besser unter Druck 
gesetzt werden. Mit Entlassung 

wird ihnen gedroht, sollten sie 
krankheitsbedingt zu Hause blei-
ben, aufmucken, Überstunden 
oder gestrichene Pausen beanstan-
den wollen. „Dann sollen sie doch 
kündigen“ werden jetzt vielleicht 
einige meinen. 

Aber einfach zu kündigen wird 
dadurch erschwert, dass viele Fir-
men damit drohen, die durch Aus-
bildung entstandenen Kosten von 
den einzelnen Personen wieder 
zurückzuverlangen und die liegen 
weit im Tausender-Bereich, sollten 
diese in diesen sechs Monaten kün-
digen. Dadurch verunsichert, ris-
kiert so gut wie niemand zu Hause 
zu bleiben oder zum Arzt zu gehen, 
wenn er krank ist oder Schmerzen 
hat, oder sich beim Betriebsrat zu 
beschweren, wenn es zu Arbeits-
zeitverstößen, Überlastung oder 
sogar Mobbing kommt. Natürlich 
versuchen die Betriebsräte, ein 
Auge darauf zu haben, aber immer 
wieder werden diese von den Ge-
schäftsführungen dabei behindert, 
indem die Informationen gewollt 
langsam und schleppend weiterge-
geben werden.

Seit einiger Zeit machen es die 
Firmen noch cleverer und werben 
Mitarbeiter in den Nicht-EU-Län-
dern an. Sie gehen dafür in wirt-
schaftsschwächere Länder und 
versprechen den Leuten dort ein 
tolles Leben in Deutschland. Diese 
bekommen dann ein sogenanntes 
Arbeitsvisum. Das Visum ist an 
ihre Tätigkeit am Flughafen ge-
bunden. Das heißt, wenn sie ihre 

- Flughafen München: von außen hui, von innen pfui. -
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Arbeit verlieren, verlieren sie 
auch ihr Visum und sie müssen 
Deutschland wieder verlassen. Für 
diese Kolleginnen und Kollegen 
steht nicht nur ihr Arbeitsplatz auf 
dem Spiel, sondern auch ihre Auf-
enthaltsgenehmigung. Trotz guter 
Leistungen und der Tatsache, dass 
sie ihre Familien zurückgelassen 
haben, werden die meisten den-
noch nach der Probezeit entlas-
sen und müssen Deutschland ver-
lassen. Es wird rücksichtslos mit 
den Ho�nungen dieser Menschen 
gespielt. So bekommen die Unter-
nehmen willige Arbeiter*innen 
für diese sechs Monate und nach 
Ablauf der Probezeit wieder neue 
Arbeiter*innen für weitere sechs 
Monate und so weiter. 

Die Firmen leugnen diese durch-
triebene Methodik und begründen 
die Entlassungen mit dem Winter-
�ugplan (die Zeit mit dem gerings-
ten Flugaufkommen im Jahr), da es 
in dieser Zeit nicht genug Aufträ-
ge für die Leute gäbe. „Uns bleibt 
schließlich keine andere Wahl.“ 
Diese Aussage ist scheinheilig.

Der zweite Vorteil für die Unter-
nehmen ist der, dass in einigen 
Tarifverträgen ein Lohnzuschlag 
für die Dauer der Firmen-Zugehö-
rigkeit vorgesehen ist. Je länger 
jemand in der Firma beschäftigt 
ist, umso mehr Lohn erhält dieser. 
Indem sie nun die Leute in der 
Probezeit entlassen, gibt es kaum 
welche, die lange genug in der Fir-
ma sind, um davon pro�tieren zu 
können. Somit können auch hier 
Ausgaben für die Unternehmen ge-
spart werden.

Sollte die 3. Startbahn kommen, 
wird diese gezielte Ausbeutung 

von Arbeiter*innen durch ein noch 
größeres Flugaufkommen noch 
gravierender - noch ein Grund, ge-
gen die 3. Startbahn zu sein.

Wieviel dem Flughafenbetreiber 
selbst über diese Unternehmen 
und ihre Machenschaften bekannt 
ist, ist reine Spekulation. Mich wür-
de es wundern, wenn er nichts da-
von wüsste. Aber die Bewahrung 
einer sauberen Außenwirkung hat 
höhere Priorität…..
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Schließlich sind wir ein 5 Sterne 
Flughafen.

Anonym
(Name der Redaktion bekannt)
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Der Kreishaushalt 2019
 – Ausdruck des Wachstumswahns -

Auch 2019 hat der Freisinger 
Kreistag wieder einen Haushalt 
beschlossen, der geprägt ist vom 
Wachstum. Einnahmen und Aus-
gaben belaufen sich auf über 205 
Millionen Euro, der Schuldenstand 
des Landkreises sinkt geringfügig 
auf etwa 25 Millionen Euro.
Dass sich Freising in einer 
Boom-Region be�ndet, spiegelt 
auch der Haushalt wider. Sämtli-
che Parameter steigen. Bei einer 
wachsenden Zahl von Landkreis-
bürgern (momentan 179 000) stei-
gen die Einnahmen ebenso wie die 
Ausgaben, die Kreisumlage ebenso 
wie die Bezirksumlage.  

Die negativen Auswirkungen die-
ses Wachstums haben allerdings 
vor allem die Geringverdienen-
den und die normalen Arbeitneh-
mer*innen zu tragen. Der Straßen-
verkehr nimmt zu, gerade zu den 
Stoßzeiten im Berufsverkehr ist 
der Stau rund um Freising alltäg-
lich. Auch die Pendler*in, die mor-
gens um halb acht Uhr am Freisin-
ger Bahnsteig auf den Zug nach 

München wartet, muss mit über-
füllten Wagons rechnen und hat 
keine Chance auf einen Sitzplatz. 
Die Mieten und Immobilienpreise 
steigen ins Unermessliche. Den 
Reibach machen wenige Große.

Der Landkreis müsste hier gegen-
steuern, macht aber genau das Ge-
genteil. Er befeuert das Wachstum. 
So sind auch im aktuellen Haushalt 
wieder hunderttausende Euros für 
Wirtschaftsförderung, Tourismus 
und Imagep�ege enthalten, sogar 
eigenes Personal dafür leistet sich 
der Kreis.

Auch in der Wohnungspolitik gibt 
der Landkreis verheerende Sig-
nale. Während andere Kreise den 
Wahnsinn permanent steigender 
Mieten aktiv bekämpfen wollen 
und wie Ebersberg landkreiseige-
ne Wohnungsbau-GmbHs gründen, 
plant das Freisinger Landratsamt, 
die Wohnbau GmbH im Landkreis 
aufzulösen. Kreiseigene Wohnun-
gen hat man hier eh schon jahre-
lang nicht mehr gebaut.

Die anderen Parteien im Kreistag 
tragen diese Fehlentwicklungen 
mit. Lediglich Guido Hoyer und 
Albert Schindlbeck, die beiden 
Kreisräte der Freisinger Linken, 
stimmten am 28. März gegen den 
Haushalt.

• Wir müssen auch im Kreis auf-
hören mit einer Wachstumspolitik, 
deren Kosten vor allem die Gering-
verdienenden tragen; die Arbeiten-
den, die kleinen Angestellten, vor 
allem die Familien.

• Wir müssen aufhören mit einer 
Wachstumspolitik, die die Immo-
bilienpreise und die Mieten in die 
Höhe treibt.

• Wir müssen aufhören mit einer 
Wachstumspolitik, die immer mehr 
Flächen versiegelt und noch intak-
te Landschaftsräume bedroht.

Albert Schindlbeck

Dort siehst du Ihn stehen, 
den stupiden Wicht
der seine bipolare Störung 
verinnerlicht
um seiner manischen Phase 
gerecht zu werden
xenophobisches Gedankengut 
bewerben
stolz gelebte Heterophobie
verp�ichtet dem Kampf gegen 
die Blasphemie

bieder monogam inhaftiert
streng national orientiert
der selbsternannte heroische 
Realist
dessen höchstes Ziel Krieg 
und Sittlichkeit ist
für Freude und Glück 
nichts übrig als Hohn
marschiert er für die konservative 
Revolution

Hoit auf! Wer soi denn des versteh?
I siehg scho de ersten Laid 
aufsteh und geh
für sowas brauch ma in Bayern 
doch koan Fachbegri� ned
bei uns hoasd so Oana 
ganz einfach „A Depp“ 

Simon Pfenninger

Hippopotomonstrosesquipedaliophobie 
- Die Angst vor langen Wörtern -
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